
Tie zmlhtcte tzililktt- Politik.

Berlin, 1». Mai.
Zwei bedeutungsvolle und denkwürdige Tage par-

amentarischer Thätigkeit liegen hinter uns.
Während der preußische Landtag dem Ver-

einSgesetz-Entwurf zwei Sitzungen widmete, genügte
der Reichstag in einer, allerdings nahezu sechs-
tündigen Sitzung seiner Wicht, Gericht zu halten
über die preußische VergetvaltigungS-Politik und ein-
znstehen für das von derselben außerordentlich schwer
bedrohte Volksrecht. Wenn Mitleid in diesem Falle
sich rechtfertigen ließe, man könnte versucht sein, es
zu empfinden mit deu sogenannten „Staatsmäuueru*
und ihren Bundesgenossen, den borussischen Junkern
und Stumm'schen Terroristen, die da in beiden
Parlamenten vor aller Welt auf der Anklagebank
saßen Mld in wahrhaft kläglicher Weise versuchten,
ein Beginnen zu „rechtfertige»", welches in allen
übrigen Volkskreisen als ein ungeheures Unrecht
nnd als eine Schmach für die deutsche Nation
auf's Tiefste empfunden wird. Dieser Versuch ist,
objektiv betrachtet, nicht nur gänzlich mißlungen,
er hat auch Wirkungen, die weit hinausgehen
über die Frage des Vereins- und Versammlungs-
rechts. Zunächst ist zu konstatiren, daß die Art
und Weise, wie die Herren Staatsgewaltigen und
ihre Helfershelfer einer rücksichtslosen Polizeiwillkür
das Wort redeten, mehr als alle oppositionelle Kritik
es vermocht hätte, die ganze große Gefahr
enchiillt hat, welche von dieser Seite dem
gejammten Deutschland droht. Freilich, in erster
Linie soll ja die preußische Staatsbürgerschaft die
„Segnung" der Vernichtung alles Dessen genießen,
was einem Vereins- und Versammlnngsrecht noch
ähnlich sieht. Aber nicht eindringlich genug kann
immer wieder auf's Neue darauf hingewiesen werden,
daß das doch nichts Anderes bedeuten würde, als
den Anfang planmäßiger Ausgestaltung eines
Systems neuer reattionärer Maßnahnten über das
ganze Reich; kindlich naiv ist, wer nicht entzusehen
vermag, daß die preußische Vereinsgesetz-Novelle von
chren Urhebern ganz genau darauf berechnet ist.

Im Reichstage ist gestern die Meinung ausge-
sprochen worden, die preußische Regierung habe bei
ihrem Vorgehen es nicht der Mühe werch erachtet,
sich mit den übrigen Bundesstaaten zu verständigen.
Dem gegenüber können wir lediglich wiederholen,
was wir im Leüartikel der Nr. 111 unseres Blattes
mitcheilteu, daß die preußische Regierung sich rück-
sichtlich der geplanten „Revision" des Vereins- und
Versammluugsrechtes mit den Regierungen der übrigen
Bundesstaaten „in schicklicher Weise", doch unter
der Hand, so zu sagen, „inoffiM" verständigt
hat, und zwar unter der ganz selbstverständlichen
Voraussetzung, daß diese Bundesstaaten alsbald dem
Beispiele Prerrßens folgen werden. Daß diese RUt-
cheiluug der Wahrheit entspricht, ist aus der gestern
vom Staatssekretär v. Bötticher abgegebenen Er-
klärung zu ersehen, wonach zwischen der Reichs-
verwalttmg, den verbündeten Regierungen und der
preußischen Regierung in der vorliegenden Frage
nicht die geringste» Meinungsverschieden-
heiten bestehen.

Wenn noch ein Zweffel darüber bestanden hatte,
daß die Vorlage durchaus den Karakter und die
Tendenz eines gemeinrechtlich bemäntelten Ausnahme-
gesetzes zur „Bekämpfung des Umsturzes" hat, die
Debatten im prmtzischen Landtage nnd im Reichstage
würden geeignet sein, diesm Zweifel völlig zu zer-
stören. Im Mittelpunkt dieser Debatte stand die
Sozialdemokratie; lediglich ihr galten die ebenso
dummen wie brutalen Angriffe der Kardorff,
Zedlitz und Konsorten. Die alte alberne Phrase
von der „ Rochweudigkest der Bekämpfung revolmionärer
Bestrebungen" und die banale Unwahrheit vom „Rtiß-
brauch “ des Vereins- undBersammlnngsrechtes mußten
herhalten als tragi-komischer Ersatz für vernünftige
und rechtliche Gründe.

Der Umstand, daß die Abgeordneten Frohme
und Legien in der gestrigen Generaldebatte durch
den Schluß derselben aus der Reihe der Redner
fortfielen, hat verhindert, daß der preußische Entwurf
nicht auch in Rücksicht auf die Interessen der ge-
werkschaftlichen Arbeiterorganisationen die
gebührende scharfe Kritik erfuhr. Bekanntlich übt die
Polizei in Preußen schon lange die Praxis, solche
Organisationen als „politische", den BestimmMgen
des Vereinsgesetzes unterworfen, zu behandeln. Dieser
Praxis find schon viele gewerkschaftliche Vereine zum
Opfer gefallen. Man erinnere sich, daß die preußische
Staatsgewalt sich stets äußerst feindselig gegen
die gewerkschaftliche Arbeiterbewegung gezeigt mid
alles irgend Riögliche gethan hat, sie zu unterdrücken.
In der Frage der Streiks stand die Polizei immer
ans Seite der Unternehmer; feü Puttkamers Re-
giment ist für die preußischen Staatsweisen ein
Dognm, daß die Arbeüerbetveguug, besonders die
Streiks, „den öffentlichen Frieden gefährden", daß
„hinter jäem Streik die Hydra der Revolution
lauert". Würde der Entwurf des Herrn v. d. Recke
Gesetz werden, so sonnte es gar nicht schien, daß
gelverkschaftliche Verein« und Versammlungen in
Preußen völlige Unterdrückung erfahren. Grade
mit dem Hinweis auf „die Nothwendigkeit, Kautelen
auch gegen den Mißbrauch des KoalitionsrechtS zu
schaffen", hat Freiherr v. Stumm, den man als
„geistigen Vater" des Entwurfs bezeichnen darf, des
Oefteren im Reichstage die ftecheilliche Ausgestaltung
des Vereins- uud Versammlungsrechts bekämpft.

Thatsächlich find die Gefahren, welche der Ent-
wurf für die gewerkschaftlichen Arbeüerorgani-
sationen birgt, noch viel ernstere, als diejenigm,
welche deu politischen Stremen der Sozialdemo-
kratie drohen. Diese kann mit btr Pslizeiwillkiir
sich abfinden, ohne Schaden zu nehmen. Nicht so
die Koalition, welche die Wahrung und Fördenmg
der uachstliegenden Arbeüeriiüeressen aus dem

Gebiete des wirthschaftlichen Kampfe- bezwerft.
Hier kaun die Polizeiwillfiir, wenn sie so sehr von
allen Schranken befreit wird, wie der Entwurf es
will, jedes selbstständige und entschiedene Vorgehen
der Arbeiter für die Verbefferung der Lohn- und
Arbeitsbedingungen unmöglich machen und die
Arbeiter rücksichtslos der Unternchmer-AhüoriiLt preis-
geben. Nach der Probe von Leistungsfähigkeit,
welche die preußffche Polizei m dieser Hinsicht seit-
her schon abgelegt hat, läßt sich ermessen, was ge-
schehen würde, wenn sie die Befugniß erhielte, alle ihr
als „dem LffeutUchen Friede» gefährlich" erscheinende
Vereine und Versammlungen aufzulösen. Da bliebe
icherlich kein Verein verschont, welcher ernstlich den
stampf gegen daS Unternehmersum führte. Man
st sich in parlamentarischen Kreisen auch völlig klar
darüber, daß hauptsächlich diese Erwägung mit dem
Entwurf zu Grunde liegt, uud daß auch die Be-
timnnmg, betreffend den Ausschluß Miuder-
ähriger von Vereinen uud Versammlungen, ihre
Tendenz vorwiegend gegen dir gewerkschaftliche Be-
wegung richtet.

Leider ist die Möglichkest nicht ansgeschlossen,
daß im preußischen Abgevrdoetenhanse letztere Be-
stimmung Annahme findet. Man wird sich bemühe»,
in der mit Vorberachung des Entwurfs betrauten
Kommission auf dieser Basis eine Verständigung
herbeizuführen. Um so energischer muß die
Arbeiterschaft in imposanten Prstestkund-
gebungen ihre Interesse» wahren.

Karakteristssch ist das Sträuben der Reakfion,
zur reichsgesetzlichen Regelung des VereinS-
und Versammlungswesens die Hand zu bieten. Vor
einem Jahre, als das Bürgerliche Gesetzbuch zu er-
ledigen war, konnten die Regierungsvertreter sich
gar nicht genug chuu in bombastischen Redensarten
znr Verherrlichung der Idee der „nationalen
Rechtseinheit". Die „Würde", die „Ehre der
deutschen Nafion" wurden für diese Einheit geltend
gemacht. Jetzt aber, wo fich's darum handelt,
dem Volke eine politische Freiheit von höchster
Wichügkeit sicher zu stellen, da kommt diese Wurde
und Ehre nicht in Betracht, da soll die Station
zu Glmsten der preußisch-junkerlichen Anmaßung
verzichten auf eme Rechtseücheil, die ungleich höhere
Bedeutung hat als das Bürgerliche Gesetzbuch,
welches in der Hauptsache doch nur den Interessen
der herrschenden Klasse und Stände dient und für
die Geschicke der Nation herzlich wemg entscheidet.
Ziemlich gleichgültig ho' die Masse der Nation
dieses vor einem Jahre vollbrachte Gesetzgebungswerk
ausgenommen, aber voll heiligen Ingrimms
erhebt sie sich jetzt gegen deu Versuch,
Deutschland auf einem kleinen Umwege
vollends der preußische» Gewaltpolitik zn
überantworten. Mr begreifen, daß dieser In-
grimm besonders in Süddeutschland in Helle»
Flammen auflodert, daß mit elementarer Vehemenz
die Ueberzeugung sich Bahn bricht: es fei die höchste
Zeit, dieser Politik ein entschiedenes „bis
hierher und nicht weiter" zu bieten. Hundert-
tausenden ist während der letzten achi Tage die Binde
von den Augen gefallen, welche sie verhinderte, zu sehen,
daß das preußische Junkerthum Mes Ernstes
Anspruch darauf erhebt, die deutsche Ration zu
biitteln, ihr die Möglichkeit freiheitlicher
Entwicklung auf dem Boden des staats-
bürgerlichen Rechts zu nehmen, sie als eine
„Rotte gemeingefährlicher Kanaillen" zu
behandel», die durch Potizeiwillkür in Zügel
gehalten werden muß. Das ist füglich mehr,
als der emgeflesschteste Philister ertragen kann, das
muß Jedem, der noch uicht völlig preußisch-reaktionär
bornirt und gefühllos ist, die Räthe der Scham und
des Zornes in die Wangen treiben.

Wir find wahrlich nicht Anhänger parttkula-
risfischen Geistes. Wer wenn dieser Geist solche
Früchte zeüigt, wie jetzt in Preußen, wenn sich
immer deutlicher zeigt, daß der wirklich gemein-
gefährliche Partiknlarismus vom preußischen
Junkerthum repräserüirt mid gepflegt wird, dann
muß uns jede „parfikularistische Strömung", die
sich dagegen richtet, als eine Wohlthat erscheinen.
Es ist das gute Recht der Baiern, der Württem-
berger 2C, zu tagen: Wir wollen int Deutschen Reich
nicht dazu da sein, preußischer Junker-Politik zum
Opfer zu fallen.

Der Entscheidungskampf gegen diese Politik
hat begonnen; er geht ohne Weiteres über in den
Wahlkampf, welcher die Neubildung des
Reichstages im nächste» Jahre zum Gegemumde
hat. Und in diesem Kampfe kann und wird die
Parole aller Derer, die noch uicht auf den Stand-
putlkt herabgesunken sind, daß preußisch Trumpf
zu sei» habe in Deutschland, fein anderer sei,
als btt:

Nieder mit der Junker-Politik, die als
ein fortgesetztes Attentat auf die Ehre, Würde
und Wohlfahrt der Nation erkannt ist!

Lo» HerJWnljit.
Ans dem Reichstage. Berl tu, 19. Mai.

Sie Bovvampizurückpolitik im Reiche uui in Preufien
bot auch dir Pläne de! seniorenkonventl del Reichstage!
Über den Haufen geworfen. Noch find keine acht Tage
vergangen, da war man der M.inung, im Lause dieser
Woche die nolbwendigeii Geschäfte erledigen zu können,
und heute ist schon begründeter Zweifel vorhanden, ob
die nächste Woche an das erstrebte Qi-l führt. Der jum
Theil in den löorgängen in der preugischen »escstgebung
begründete Umschwung hat in weiten Kreisen zu der Ln-
sichr geführt, lag der Reichstag länget beisammen bleiben
muffe, all ursprünglich beabsichtigt war, und nun soll
auch der von der Büdgetkommifsion zurückgefetzte Theil
her »er»tlBor la 4« erledigt werben Zu diesem Zweck
wurde diese Vorlage Mieder an die Budgetkommission
zurückverwiese::

i Sa bk Kompagnie Siumm-pon der Reck« es fettig
gebracht hot, «in beschtubiähiges Haus zusammen zu
bringen, tonalen auch die Echlaßabstimmuiigen über da!
Aulmanderu»!«- nnd tae Margarine,
g «f« tz ftattfiiiden. Bor der Abstimmung über dos Aus
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Hierzu eine Beilage.

Partcheioßeil!

DaS Deutsche Reich hat deu zweiselhasten Ruhm,
daß schon kmz nach seiner Gründung die Versuch« be-
gannen, und häufig mit Erfolg gekrönt wurden, die
wenigen freiheitlichen Rechte, die eS dem arbeitenden
Volke gewährte, durch eine reaktionäre Gesetzgebung
wieder abzuschwächen oder zu beseitigen. Und wie im
Reich, jo geschah dasselbe bald hier bald dort tu den
einzelnen Bundesstaaten.

Deu ttulturkampfgesetzeo, der Strasgesetznovelle, dem
Sozialistengesetz, der Umsturzborlage, der WahlrechtS-
beschneidnng in Sachsen x., folgt als eine neue Haupt-
etappe in der inneren Entwicklung Deutschlands nach
rückwärts die von der Preußischen Regierung dem
Landtage zur Annahme unterbreitete Vereins- und 8er»
sammlungSgesetzvorlage.

Gegenüber diesen vielen und einschneidenden ReastionS-
Maßnahme» hat das Reich in 25 Jahren kaum einen
Schritt nach vorwärts gemacht. Diese unbestreitbare
Thatsache hat für dar Reich nach innen die Wirkung,
daß die Zahl der Unznsriedeneu mit jedem Tage wächst
und heute die groß« Mehrheit der Nation umsaßt. Nach
außen hat sie die Wirkung, daß Deutschland in der
ganzen Kulturwelt als Hort für jede Rückwärtferri an-
gesehen wird, und daß sein moralisches Ansehen in dem-
selben Maße sinh, wie seine militärische Macht ge-
wachsen ist.

Die Vorlage der preußischen Regierung für die Ver-
schlechterung bei ohnehin schon sehr kärglich bemestenen
BereinS. und VersaiiimlungsrechtS ist eie neuer Schritt
auf dem Wege moralischer Diskreditirnug eines großen
Staatswesens in den Augen der ganzen Knlturwelt, und
der allgemeinen Erregung von Iluzusriedeuheit im Innern,

Es sind seltsame Staatsmänner, die so regieren, uni
ihren Ausgaben gerecht zu werden!

Parteigenosse» 1 Bekanntlich erachtet das preußische
Ministerium das Versprechen seines Präsidenten, des
Reichskanzlers Fürsten von Hohenlohe, daS dieser in der
Sitzung des Reichstages am 27. Juni 1896 gab und
daS dahin lautete: daS Verbot der Verbindung politischer
Vereine landesgesetzlich aufzuheben, für eingelöst, indem
eS mit der Aushebung der fraglichen Bestimmung eine
volksfeindliche Umgestaltung des Vereins- und Ver»
sammlnngsgefetzes herbeisühreu will.

Vor Allen, ist es daS Junkerthum, das über diesen
Schritt bet preußischen Regierung vor Entzücke» außer
sich ist und hierdurch ausis Neue bekundet, daß el der
fanatischste Feind des Volkes ist, der jedes politische Recht,
jede politische Freiheit, seien sie »och so gering, auf'!
Tiefste haßt und zu beseitigen trachtet. Ginge eS nach
den Wünschen dieses Junkerthums, der Gehorsam der
Kaserne und die Ruhe bei Friedhöfe! würden in Deutsch-
laub herrschen.

Dieses Junkerthum, bas bet Fluch und dal Ver-
derben Deutschlands ist und einen Einfluß besitzt, der
weit über seine kleine Kopfzahl geht, sieht in dem leiten!
der preußischen Regierung geplanten Attentat auf die
kümmerlichen Reste eines uralten Volksrechtei seinen
kommenden Sieg. Es wittert Nachtlust.

Mit der Gier beutehungriger Reaktionäre, die nicht
schnell genug den iusbesondere gegen die Sozialdemokratie
und die Arbeiterorganisationen geplanten Streich führen
können, begrüßt es die Regierungsvorlage als eine kleine
Konzession an seine sreiheitsmörderischen Gelüste.

Hinter dem Schlag gegen das Vereins- und Ber-
sammlungSrecht lauert der Schlag gegen dal ihm noch
verhaßtere allgemeine Wahlrecht, lauert weiter der Ent-
schluß, Alle! auSzutilgen, was jahrzehntelange opfervolle
Thätigkeit der arbeitenden Klaffe an kleinen Errungen-
schaiten brachte, lauert mit einem Wort dal Verlangen
nach dem Etumm'schen Kladderadatsch: dem Staat!-
streich.

Parteigenoffe» l Diesen Plänen einer vor nicht!
zurückschreckenden herrschsüchtigen Klique eiitgegenzntreten,
ist unsere vornehmste Pflicht.

Bereit! habt Ihr durch Abhaltung von Maffenver-
sammlungen, die Veröffentlichung von aujklLrenden Ar-
tikeln in der Preffe und durch Flugblättervertheilnng
vielfach Eurer Meinung gegen diese! Volk!- und arbeitet-
feindliche Treiben Eurer grimmigsten Feinde Ausdruck
gegeben. Wit fordern Euch aber hiermit auf, diesen
Kamps immer allgemeiner und nachdrücklicher zn führen.
Betufl in erster Linie Masfenversammlungen
«In — wo die! bisher noch nicht geschehen ist — um
einen Protest zu erhebe» gegen bi« weitere Beschränkung
eines Grundrecht!, ohne da! ein Volk, da! politische
Bethätigung als Lebensnothwendigkeit betrachten muß,
nicht bestehen kann. Sendet auch diese Proteste durch
da! Büreau Euter Bersamnilungen an da! Präsidium
del preußischen Abgeorduetenhauses ein.

Die Parteigenoffen im außerpreußischen Deutschland
mfifjen die Genoffen in Preußen unterstützen. Preußen
beginnt mit der Entrechtung, in den anderen Staaten
folgt man.

'y ° '°^e Kundgebungen gegen die Angriffe auf die
greibeit und das Recht des Volke! von bürgerlicher S-äte
auSgehen, unterstützt dieselben. Gegenüber dem Vorgehen
der jnukerlicheit Reaktion huben Alle gemeinsam zusammen,
zustehen, die durch das gekennzeichnete Attentat sich al!
Bürget eines Gemeinwesens getroffen fühlen, das den
Anspruch erhebt, ei» moderner Staat zu sein '

Es gilt jetzt in erster Linie, den Kamps gegen da!
Junkerthum zu sühren, das die verkörperte Reaktion,
der geschworene Feind del Bürger! und Bauern itnb
insbesondere des klassenbewußten Arbeiters ist.

Parteigenoffeu I Setzt alle Kräfte daran, um diesen
Kampf zu einem siegreichen zu machen

Rieder mit bet »eattionl
Hoch die Sozialdemokratie«

Berl»», den 18. Mai 1897.

Die sozialdemokratische Fraktion
des Reichstages.


